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I M   N A M E N   D E R   R E P U B L I K

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch den Richter Mag. Doninger über die

Beschwerde der Frau Dr. A. B. gegen den Bescheid des Verwaltungsausschusses

des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien, vom 07.05.2017, Aktenzahl: ...,

mit dem der Beitrag zum Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien für das Jahr

2016 mit EUR 7.283,27 festgesetzt wurde, zu Recht e r ka nn t :

I. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird der Beschwerde stattgegeben und der Beitrag

zum Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien für das Jahr 2016 mit

EUR 3.653,55 festgesetzt.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulässig.

En t s c h e i du n g sgr ü n de

Mit Bescheid des Verwaltungsausschusses des Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer

für Wien vom 07.05.2017, Aktenzahl: ..., wurde der Beschwerdeführerin der

Beitrag zum Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Wien für das Jahr 2016 mit

EUR 7.283,27 vorgeschrieben. In der Begründung wird dazu ausgeführt, dass die

Ermittlung des Bruttogrundgehaltes aus dem Jahreslohnzettel erfolgt sei, da die

Monatsgehaltszettel nicht oder nicht vollständig und zeitgerecht eingelangt seien.
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In der gegen diesen Bescheid gerichteten und dem Verwaltungsgericht Wien

am 04.06.2018 zur Entscheidung vorgelegten Beschwerde vom 19.05.2017

ersucht die Beschwerdeführerin um Evaluierung, ob eine Neuberechnung anhand

des Grundgehaltes oder eine Vergleichsberechnung für sie günstiger sei.

Die belangte Behörde hat zwischenzeitlich über hg. Aufforderung eine

schriftliche Stellungnahme erstattet und aufgrund der seitens der

Beschwerdeführerin vorgelegten Einkommensunterlagen 2016 eine individuelle

Obergrenze gem. § 109 Abs. 3 ÄrzteG für das Jahr 2016 iHv EUR 3.653,55

errechnet, die der auf Basis der Einkommensunterlagen 2013 für das Jahr 2016

ebenfalls neu errechnete Fondsbeitrag iHv EUR 5.673,30 deutlich übersteigt.

Mit Schreiben vom 04.07.2018 teilte die Beschwerdeführerin dem

Verwaltungsgericht Wien mit, dass sie mit der Festsetzung des Fondsbeitrages

2016 in Höhe ihrer individuellen Obergrenze gem. § 109 Abs. 3 ÄrzteG

einverstanden sei und auf eine mündliche Verhandlung verzichte.

Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

Gemäß § 109 Abs. 1 ÄrzteG sind die Kammerangehörigen nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen verpflichtet, Beiträge zum Wohlfahrtsfonds jener Ärztekammer zu leisten,
in deren Bereich sie zuerst den ärztlichen oder zahnärztlichen Beruf aufgenommen
haben, solange diese Tätigkeit aufrecht ist. Übt ein Kammerangehöriger seinen Beruf im
Bereich mehrerer Ärztekammern aus, so bleibt er Mitglied im Wohlfahrtsfonds jener
Ärztekammer, in deren Bereich er zuerst die Berufstätigkeit aufgenommen hat, solange
diese Tätigkeit in dem betreffenden Bundesland aufrecht ist. Eine Unterbrechung dieser
Tätigkeit für weniger als sechs Monate sowie eine ärztliche Tätigkeit im Bereich einer
anderen Ärztekammer oder im Ausland auf Grund dienstrechtlicher Vorschriften (§ 68
Abs. 4 letzter Satz) gilt diesbezüglich als ununterbrochene Berufsausübung. Nimmt er
seine ärztliche Tätigkeit gleichzeitig im Bereich mehrerer Ärztekammern auf, so obliegt
ihm die Wahl, zu welchem Wohlfahrtsfonds er seine Beiträge leistet.

Gemäß Abs. 2 leg. cit. ist bei der Festsetzung der Höhe der für den Wohlfahrtsfonds
bestimmten Beiträge ist auf die
1. Leistungsansprüche,
2. wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anhand der Einnahmen (Umsätze) und/oder
Einkünfte sowie
3. Art der Berufsausübung
der beitragspflichtigen Kammerangehörigen Bedacht zu nehmen. Die Höhe der Beiträge
kann betragsmäßig oder in Relation zu einer Bemessungsgrundlage festgesetzt werden.
Bei Beteiligung eines Arztes oder Zahnarztes an einer Gruppenpraxis kann bei der
Bemessungsgrundlage ein dem Geschäftsanteil an der Gruppenpraxis entsprechender
Anteil am Umsatz (Umsatzanteil) oder ein entsprechender Anteil am Bilanzgewinn –
unabhängig von dessen Ausschüttung – berücksichtigt werden. Näheres ist in der
Beitragsordnung zu regeln. Für den Fall einer verspäteten Entrichtung der Beiträge durch
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Kammerangehörige kann die Beitragsordnung die Vorschreibung von angemessenen
Mahnspesen vorsehen.

Gemäß Abs. 3 leg. cit. darf die Höhe der Beiträge zum Wohlfahrtsfonds 18 vH der
jährlichen Einnahmen aus ärztlicher und/oder zahnärztlicher Tätigkeit einschließlich der
Umsatzanteile an Gruppenpraxen nicht übersteigen.

Gemäß Abschnitt I Abs. 1 der Beitragsordnung für den Wohlfahrtsfonds der
Ärztekammer für Wien hier relevanten Fassung beträgt der Fondsbeitrag, soweit in
dieser Beitragsordnung nicht anders festgelegt, 14 v.H. der Bemessungsgrundlage.

Gemäß Abs. 2 leg. cit. besteht bei jenen Fondsmitgliedern, die den ärztlichen Beruf
ausschließlich im Rahmen von Arbeitsverhältnissen ausüben, die jährliche
Bemessungsgrundlage aus der Summe der monatlichen Bruttogrundgehältern abzüglich
der anteilig darauf entfallenden Werbungskosten. Sofern die Gehaltszettel nicht oder
nicht vollständig und zeitgerecht gemäß Abschnitt IV Abs. 5 übermittelt werden, erfolgt
die Ermittlung des Bruttogrundgehalts aus dem Lohnzettel wie folgt: Bruttobezüge (Pos.
210) minus steuerfreie Bezüge (Pos. 215) minus sonstige Bezüge vor Abzug der
SV-Beiträge (Pos. 220). Hiezu kommen Einkünfte (Anteile) aus der Behandlung von
Pfleglingen der Sonderklasse einschließlich ambulanter Behandlung. Ferner sind die
jährlich entrichteten Fondsbeiträge, die Beiträge für die Krankenunterstützung und die
Beiträge für die Todesfallbeihilfe hinzuzurechnen.

Gemäß Abs. 5 leg. cit. beträgt der Fondsbeitrag höchstens € 28.000,- im Jahr. Auf die
Bestimmung des § 109 Abs. 3 ÄrzteG ist Bedacht zu nehmen.

Gemäß Abs. 7 leg. cit. gelten bei Fondsmitgliedern, bei denen die Bemessungsgrundlage
gemäß Abs. 2 bis 4 vor Hinzurechnung der jährlich entrichteten Fondsbeiträge, der
Beiträge für die Krankenunterstützung und der Beiträge für die Todesfallbeihilfe
€ 30.000,- erreicht oder unterschreitet, abhängig von der auf solche Art ermittelten
Einkommenswerte ab dem Beitragsjahr 2015 folgende Beitragssätze:

bei einem Einkommenswert ≤ €   6.000,-  0 v.H
bei einem Einkommenswert > €   6.000,- und ≤ 10.000  2 v.H
bei einem Einkommenswert > € 10.000,- und ≤ 14.000  4 v.H
bei einem Einkommenswert > € 14.000,- und ≤ 18.000  6 v.H
bei einem Einkommenswert > € 18.000,- und ≤ 22.000  8 v.H
bei einem Einkommenswert > € 22.000,- und ≤ 26.000 10 v.H
bei einem Einkommenswert > € 26.000,- und ≤ 30.000 12 v.H
bei einem Einkommenswert > € 30.000,- 14 v.H

Nachdem die belangte Behörde die Bemessungsgrundlage zunächst an Hand des

Jahreslohnzettels 2013 ermittelt hat, ist der Fondsbeitrag für das Jahr 2016

nunmehr aufgrund einer Vergleichsberechnung mit 18% der Einnahmen der

Beschwerdeführerin aus ärztlicher Tätigkeit im Jahr 2016 festzusetzen und

entspricht damit vollständig der Bestimmung des § 109 Abs. 3 ÄrzteG.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
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Unzulässigkeit der ordentlichen Revision

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist die (ordentliche) Revision zulässig, wenn eine

Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vorliegt, insbesondere weil das

Erkenntnis des Verwaltungsgerichts von der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofs abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu

lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofs nicht einheitlich beantwortet wird.

Ein Vergleich der Regelungen zum Ablehnungsmodell gemäß Art. 131 Abs. 3

B-VG aF mit dem Revisionsmodell nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zeigt, dass diese

Bestimmungen nahezu ident sind. Zur Auslegung des Begriffes „Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung" kann somit auch auf die bisherige Judikatur des

Verwaltungsgerichtshofes zum Ablehnungsrecht nach Art. 131 Abs. 3 B-VG aF

zurückgegriffen werden (in diesem Sinne Thienel, Neuordnung der

Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit durch die

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, 74). Eine Rechtsfrage von

grundsätzlicher Bedeutung ist dann anzunehmen, wenn die Entscheidung des

VwGH von der Lösung einer Rechtsfrage des materiellen Rechts oder des

Verfahrensrechts abhängt, der zur Wahrung der Rechtseinheit, Rechtssicherheit

oder Rechtsentwicklung erhebliche Bedeutung zukommt. Einer Rechtsfrage

kommt grundsätzliche Bedeutung zu, wenn sie über den konkreten Einzelfall

hinaus Bedeutung besitzt (VwGH 18.06.2014, Ra 2014/01/0029). Trotz fehlender

Rechtsprechung des VwGH liegt keine Rechtsfrage von grundsätzlicher

Bedeutung vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist oder bereits durch ein Urteil

des EuGH gelöst wurde (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053; 28.02.2014,

Ro 2014/16/0010). Die Rechtsfrage muss eine solche sein, durch deren Lösung

im Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ein Eingriff in subjektive Rechte des

Revisionswerbers im Sinne des Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG zumindest möglich ist.

Für die Lösung abstrakter Rechtsfragen hingegen ist der VwGH nicht zuständig

(VwGH 12.08.2014, Ra 2014/06/0015). Der VwGH ist als Rechtsinstanz tätig, zur

Überprüfung der Beweiswürdigung ist er im Allgemeinen nicht berufen. Unter

Beachtung dieses Grundsatzes kann der VwGH jedoch prüfen, ob das

Verwaltungsgericht im Rahmen seiner Beweiswürdigung alle in Betracht

kommenden Umstände vollständig berücksichtigt hat (VwGH 19.05.2014,
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Ra 2015/19/0091). Da im gegenständlichen Fall eine solche Rechtsfrage nicht

vorliegt, war die (ordentliche) Revision nicht zuzulassen.

B e l e h r u n g

Gegen diese Entscheidung besteht die Möglichkeit der Erhebung einer

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen

Revision beim Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist

innerhalb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch

einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die

Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabegebühr von je EUR 240,-- beim

Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. Ein

diesbezüglicher Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat

ausdrücklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem

Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der

Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem

Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären.

Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr

zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmäßigen Parteienvertreter

oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen

schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Mag. Doninger
Richter


